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Wettbewerbsfähigkeit der EU im Fokus: Mario Draghi stellt Strategiebericht vor   
 
Mario Draghi, ehemaliger Präsident der Europäischen Zentralbank, stellte am 9. September 
2024 seinen erwarteten Bericht "Die Zukunft der europäischen Wettbewerbsfähigkeit" vor. 
Das fast 400-seitige Dokument enthält 170 Vorschläge für verschiedene Politikbereiche, die 
sicherstellen sollen, dass die EU auch in Zukunft gegenüber den USA und China 
wettbewerbsfähig bleibt. Diese Maßnahmen würden zusätzliche jährliche Investitionen in 
Höhe von 750 bis 800 Milliarden Euro erfordern. Im Bereich der Steuern plädiert er für die 
Beseitigung aller steuerlichen Hindernisse für grenzüberschreitende Investitionen in der EU. 
EU-Bürger sollten in der Lage sein, in anderen Mitgliedstaaten zu investieren, ohne 
komplizierte Steuerverfahren, die effektiv zu einer Doppelbesteuerung führen. Vorzugsweise 
sollte die Besteuerung von Kapitalinvestitionen so weit wie möglich synchronisiert werden, um 
die Fragmentierung der Anreize zu verringern. Darüber hinaus empfiehlt Draghi, die 
Spielregeln für die Energiebesteuerung zu senken und zu nivellieren und steuerliche 
Maßnahmen strategisch einzusetzen, um die Energiekosten zu senken. Er schlägt vor, dass 
die Kommission einen gemeinsamen Höchstwert für Aufschläge, einschließlich Steuern, 
Abgaben und Netzgebühren, in der gesamten EU vorschlägt. Schließlich drängt Draghi 
darauf, die Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit im Rat auf Politikbereiche auszuweiten, die 
der Einstimmigkeit unterliegen - wie die Besteuerung. Er erklärt, dass alle Möglichkeiten, die 
die EU-Verträge bieten, genutzt werden sollten, um die qualifizierte Mehrheit auszuweiten. 
Die so genannte "Passerelle"-Klausel könnte genutzt werden, um die Abstimmung mit 
qualifizierter Mehrheit auf alle Politikbereiche im Rat auszuweiten, so Draghi.  
  
 

ETAF nimmt Stellung zur Evaluierung der ATAD (Richtlinie zur Bekämpfung von 
Steuervermeidung) durch die EU-Kommission 
 
Am 10. September 2024 nahm die ETAF an der Bewertung der Richtlinie zur Bekämpfung der 
Steuervermeidung (ATAD) durch die Europäische Kommission teil. Im Allgemeinen betrachtet 
die ETAF die ATAD als ein wichtiges Instrument, das Mindeststandardmaßnahmen zur 
Bekämpfung der häufigsten Formen aggressiver Steuerplanung und 
Steuervermeidungspraktiken festlegt, die das Funktionieren des Binnenmarktes unmittelbar 
beeinträchtigen. Die ETAF-Mitglieder stellten jedoch fest, dass die ATAD-Bestimmungen in 
den einzelnen Mitgliedstaaten uneinheitlich umgesetzt wurden, wobei sich einige für 
übertriebene Maßnahmen entschieden, die zu einer weiteren Fragmentierung, unnötiger 
Bürokratie und Doppelbesteuerung führten. Darüber hinaus hat die Einführung der 
Mindeststeuerrichtlinie zu einer gewissen Überschneidung mit der ATAD-Richtlinie geführt, 
was eine zusätzliche Belastung für die Steuerzahler bedeutet. Daher empfiehlt der ETAF, die 
Informationspflichten im Zusammenhang mit den ATAD1 CFC-Regeln für die Unternehmen 
im Anwendungsbereich der Mindeststeuerrichtlinie anzupassen, da dies bereits zu einer 
erheblichen Rationalisierung der Berichtspflichten führen würde. Die ETAF fordert die 
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Europäische Kommission auf, alle Lehren aus dieser Evaluierung zu ziehen. Wir sehen den 
endgültigen Ergebnissen der Bewertung, die voraussichtlich im dritten Quartal 2025 
veröffentlicht werden, erwartungsvoll entgegen und stehen weiterhin für einen konstruktiven 
Dialog mit der Europäischen Kommission in dieser Angelegenheit zur Verfügung. 
 

Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH): Irland muss rechtswidrige 
Beihilfe in Höhe von 13 Milliarden Euro von Apple zurückfordern 
 
In einem Urteil vom 10. September 2024 hob der Europäische Gerichtshof (EuGH) eine 
frühere Entscheidung des Gerichts zu den Steuervereinbarungen von Apple mit Irland auf. 
Die Rechtssache C-465/20 P (Kommission gegen Irland u. a.) bedeutet einen Sieg für die 
Europäische Kommission in ihrem Kampf gegen Steuerhinterziehung durch staatliche 
Beihilfen. Mit der Entscheidung des EuGH wird das Urteil der Kommission aus dem Jahr 2016 
bestätigt, in dem festgestellt wurde, dass Irland Apple durch günstige Steuervorbescheide 
unrechtmäßige staatliche Beihilfen gewährt hat. Diese Steuervorbescheide ermöglichten es 
Apple, die Gewinne aus der Nutzung von Lizenzen für geistiges Eigentum, die zwei 
Unternehmen des Apple-Konzerns in Irland hielten, von der Steuerbemessungsgrundlage 
auszunehmen. Gleichzeitig befanden sich die Hauptsitze dieser Unternehmen außerhalb 
Irlands, und die Verwaltung der Lizenzen hing von Entscheidungen des Apple-Konzerns in 
den Vereinigten Staaten ab. Dies führte zu einer rechtswidrigen und mit dem Binnenmarkt 
unvereinbaren staatlichen Beihilfe, da der Apple-Konzern als Ganzes von den 
Steuerregelungen profitierte und diese "selektiven Vorteile" anderen Unternehmen in einer 
ähnlichen Situation nicht zur Verfügung standen. Das Urteil wird als wichtige Unterstützung 
für die Kampagne der EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager gegen aggressive 
Steuervermeidung durch multinationale Konzerne gesehen. Das Gericht hatte sich 2020 
zunächst auf die Seite von Apple und Irland gestellt und erklärt, die Kommission habe nicht 
ausreichend nachgewiesen, dass es sich bei den Steuervorschriften um rechtswidrige 
staatliche Beihilfen handele. Der EuGH hat dieses Urteil nun jedoch aufgehoben und erklärt, 
dass die Beihilfen rechtswidrig waren, was die Bedeutung eines fairen Wettbewerbs in der EU 
unterstreicht.  

 

 

 

Haftungsausschluss 
 
Der Newsletter enthält Informationen über europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden.   

 
Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 
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